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D —TAZEine politiſche Debatte im

Hauptausſchuß.
Am Mittwoch kam es im Hauptausſchuß zu überaus ſcharfen

Angriffen gegen das ganze militariſtiſche Syſtem. Den Anfang
machte der Zentrumsabgeordnete Gröber, der betonte, daß, wenn
auch die militäriſche Lage momentan nicht erfreulich ſei, doch zu
einem Peſſimismus keineswegs Anlaß vorhanden ſei. Die innere
Front, die von großem Einfluß auf die militäriſche Front ſei,
hänge aber in ihrer Feſtigkeit ab von dem Zuſammenwirken zwiſchen
Regierung und Volk. Vizekanzler v. Payer habe in Stuttgart ein
Programm entwickelt, das vom Zentrum durchaus akzeptiert werden
könne. Zweifellos habe aber die Regierung in manchen Dingen
verſagt, und zwar deshalb, weil ein Zwieſpalt beſtehe zwiſchen Re
gierung und mehreren militäriſchen Stellen. Dieſer Widerſpruch
müſſe ſo raſch als möglich beſeitigt werden, ehe es zu ſpät ſei.
Wenn dazu außerordentliche Mittel notwendig ſeien, dann müßten
ſie ohne jede Rückſicht angewendet werden. Abg. Gröber fordert
dann, daß bei der Regelung der Oſtfragen dynaſtiſche Jntereſſen
vollkommen ausgeſchloſſen werden müßten und man den Völkern
ein freies Selbſtverwaltungsrecht einzuräumen habe. Geſchehe das,
dann würden dieſe Völker ſelber nicht verlangen, daß eine Re
viſion der Friedensverträge herbeigeführt werde. Als geradezu un
erhört bezeichnete es der Zentrumsredner, daß man den Völkern im
Oſten verbiete, mit deutſchen Reichstagsabgeordneten in Verbin-
dung zu treten. Sogar den Litauern, die jüngſt auf einer Rund
reiſe in Deutſchland waren;, iſt ausdrücklich verboten worden, bei
ihrer Anweſenheit in Berlin mit Zentrumsabgeordneten zu
ſprechen. Genau ſo unerhört ſei es, daß die polniſche Frage heute
immer noch in der Schwebe ſei. Gröber verlas einen Erlaß des
preußiſchen Kriegsminiſters, der darin die Veh
alle Verſammlungen zu verbieten, in denen über den Verfſtändi
gungsfrieden geſprochen werden ſoll. Das Verbot richtete ſich zu
nächſt gegen die Organiſation der Friedensfreunde, mußte aber
natürlich in ſeiner Wirkung alle Verſammlungen ergreifen, die ſich
mit der gleichen Frage beſchäftigen. Abg. Gröber ſtellt feſt, daß der
Reichskanzler mit dieſen Verboten nicht einverſtanden ſei. Genau
ſo liege es mit dem Verbot, in öffentlichen Verſammlungen das
preußiſche Wahlrecht zu erörtern. Dem Herrenhausmitglied Steger-
wald hat man verboten, in Münſter über dieſe Regierungsvorlage
zu reden. Es müſſe verlangt werden, daß der Zuſtand aufhört, daß
militäriſche Kreiſe die Politik der Reichsregierung durchkreuzen.

Abg. Scheidemann, der dann zu Worte kam, rechnete mit
der Regierung in überaus ſcharfer Weiſe ab. Er hielt ihr vor, daß
das letzte Jahr das ſchlimmſte geweſen, das das deutſche Volk je-
mals erleben mußte. Viele Hoffnungen ſind zerſtört worden, ohne
daß man dem Frieden näher gekommen ſei.' Die jetzige militäriſche
Lage dürfte zurückzuführen ſein auf die Unterſchätzung des Gegners
und. dieſe Unterſchätzung hat man dem ganzen deutſchen Volke bei-
zubringen verſucht. Die Erklärungen des Generals v. Wriesberg
genügen in keiner Weiſe, es müſſe vielmehr eine umfaſſende Auf-
klärung gefordert werden. Wir ſind der Ueberzeugung, daß der
Krieg gewonnen iſt, wenn er den Beſtand des Reiches ſichert und
uns Freiheit im Jnnern bring“. Die militariſtiſchen Kreiſe dagegen
ſtellen ihre Ziele erheblich weiter und verhindern auf dieſe Weiſe
eine Verſtändigung. Redner kritiſiert dann die Oſtpolitik und er-
klärt, daß die Zuſatzverträge zum Friedensvertrag von BVreſt
Litowſk ein ſchwerwiegendes Friedenshindernis ſeien. Dabei be-
ſtehen in gewiſſen Kreiſen geradezu abenteuerliche Pläne und es
ſei Aufgabe der Regierung, die Verfechter dieſer Pläne deutlich
von ſich abzuſchütteln. Der Plan, dem Kaiſer den Herzoghut von
Kurland zu verſchaffen, müſſe als endgültig erledigt angeſehen
werden. Das finniſche Königsabenteuer dürfe Deutſchland zu nichts
verpflichten. Wenn der Landgraf von Heſſen nach Finnland gehe, ſo
tue er das vollſtändig auf eigene Rechnung und Gefahr. Scheide-
mann ſchilderte dann, wie militäriſche Kreiſe die Beſtrebungen der
Zivilregierung fortwährend durchkreuzen. Man ſtellt ſich auf den

Standpunkt, Ludendorff regiert und nicht Hertling. Wie der Mili-
tarismus bei uns im Lande herrſcht, das zeige das Vorgehen gegen
die von den Unabhängigen einberufene Wählerverſammlung. Die
ſozialdemokratiſche Fraktion hat gegen dieſes Vorgehen ſofort den
ſchärfſten Proteſt erhoben. Jhm (Redner) ſei ſogar kürzlich in
Eſſen in einer Verſammlung direkt verboten wyurden, auch nur ein
Wort üher das preußiſche Wahlrecht zu ſagen. Richt weniger toll
treiben es die Zenſur, die ſogar die Veröffentlichung von allgemein
bekannten Dingen ohne weiteres unterdrückt. Auf dieſe Weiſe
beſſere man die Stimmung im Lande wahrlich nicht.

Die Bemühungen militäriſcher Kreiſc, jede freiere Regung
im Volke einfach niederzuknütteln, hat dazu geführt, daß die

Stimmung an der Front immer ſchlechter wurde.

Der Militärdiltatur gegenüber müſſe es heißen: Fort mit den
Nebenregierungen. Wir haben ein Programm aufgeſtellt bei deſſen
Einhaltung es uns möglich wäre, eine Regierung zu unterſtützen.
Abg. Scheidemann beſpricht dann die belgiſche Frage und hält dem
Reichskanzler vor, was Abg. Erzberger dieſer Tage in einem Buche
darüber feſtgelegt hat. Zweifellos war der Einmarſch in Belgien
genau ſo ein Fehler wie die Proklamierung des uneingeſchränkten
nBovt Krieges. Die Regierung müſſe ſich darüber klar ſein, mit
Konzeſſionen ſei heute nichts mehr zu beſſern, was wir brauchen,
ſei ein gründlicher Syſtemwechſel!

General v. Wriesberg ſucht den Erlaß des Kriegsminiſters
zu vechtfertigen, daß die Vereinigung der Friedensfreunde mit ihren
Verſammlungen nur die Stimmung im Volk verderben wollten.
Die Verfügung, daß über das Wahlrecht nicht geſprochen werden

dürfe, ſei längſt beſeitigt, aber es ſei möglich, daß immer noch Miß
griffe vorkommen, denn die kommandierenden Generale haben auch
die Aufgabe, dafür zu ſorgen, daß die Sicherheit im Jnnern des
Reiches nicht gefährdet werde. Den Wahlreden des Abg. Haaſe
werde man künftig kein Hindernis mehr in den Weg legen.

Abg. Fiſchbeck ſetzte dann auseinander, daß es die Schuld
der Regierung ſelber ſei, wenn die Stimmung im Volke immer
ſchlechter geworden ſei. Zu Befürchtungen ſei kein Anlaß vorhanden,
denn wir ſtehen in Feindesland, ein Mangel an Kriegsmaterial
beſteht nicht, ſo daß wir alſo durchzuhalten in der Lage ſind. Die
politiſche Leitung des Reichs müſſe aber alles tun, um die Hem-
mungen zu beſeitigen, die ſich der geſchloſſenen inneren Front ent
gegenſtellen. Ohne Abänderung des Geſetzes über den Belagerungs-
zuſtand ſei auf eine gründliche Beſſerung nicht zu rechnen. Die
Regierung kann ſich das Vertrauen im Volke nur dann erringen,
wenn ſie den Kampf gegen die widerſtrebenden Elemente aufnimmt,
ganz beſonders aber in der Wahlrechtsfrage. Die Schaffung eines
Völkerbundes ſei mit Freuden zu begrüßen. Redner erklärt, daß der
Verſuch des Generals v. Wriesberg, den ungeheuerlichen Erlaß des
Kriegsminiſters zu entſchuldigen, durchaus mißlungen ſei.

Abg. Streſemann erklärt, daß auch die Nationalliberalen
auf den Boden des Programms treten, das zwiſchen Mehrheit und
Regierung vereinbart ſei. Den Ausführungen Scheidemanns über
Belgien glaubt Abg. Streſemann entgegentreten zu müſſen. Er
fordert, daß dem Reichstag das ganze Material über Belgien vorge
tegt werde, dann erſt ſei die Möglichkeit geboten, Klarheit zu ge-
winnen. Redner warnt dann davor, ſich in die inneren Verhältniſſe

Behseven auffordert, j Rußlands einzumiſchen und erklärt, daß die Zuſatzverträge, die mit
Rußland geſchloſſen wurden, auf die Zuſtimmung der National-
liberalen rechnen können. Er beklagt weiter, daß bei der Landver-
teilung im Oſten die Ritterſchaft in der einſeitigſten Weiſe bevor
zugt wurde und erklärt, daß ſeine Fraktion trotz mancher Wider
ſtände, die zu überwinden waren, auf dem Boden des gleichen
Wahlrechts ſtehe, deſſen Herbeiführung nicht mehr aufgehalten wer-
den könne. Wenn das Herrenhaus für die Wahlrechtsvorlage der
Regierung nicht zu haben ſei, dann müſſe die Regierung die Konſe-
quenzen ziehen und den Landtag auflöſen.

General v. Wriesberg läßt dann mitteilen, daß er am Nach-
mittag den Mitgliedern des Ausſchuſſes vertrauliche Mitteilungen
über die militäriſche Lage machen wolle.

Die Beratungen wurden dann auf Donnerstag vertagt.

Die Reden der Regierungsmänner am erſten Tage der
Sitzung des Hauptausſchuſſes brachten nur eine große Ent-
täuſchung, weil ſie auf die Fragen der inneren Politik, die
das ganze Volk bewegen, auch mit keinem Worte eingingen,
alſo auch keinerlei Klärung der Lage brachten. Am zweiten
Tage haben die Führer der Mehrheitsparteien und der Abg.
Dr. Streſemann geſprochen. Die Mehrheitsredner wendeten
ſich übereinſtimmend ſcharf gegen die Nebenregierung der
Militärbehörden und die Generalkommandos und beſonders
gegen einen Erlaß des Kriegsminiſters v. Stein, der alle
Verſammlungen des Volksbundes für die Friedensbewegung
verbot, die ſich mit dem Verſtändigungsfrieden beſchäftigen
ſollen. Die Zivilregierung iſt eben nur das fünfte Rad am
Wagen. Die Regierung hat ſich bis jetzt zu den Beſchwerden
über die Handhabung des Belagerungszuſtandes durch die
Militärbehörden noch nicht geäußert. Es werden im Haupt-
ausſchuſſe zunächſt noch die Führer der Minderheitsparteien
ſprechen, ehe eine Klärung der Lage zu erwarten iſt. Sicher
iſt nur, daß der Reichskanzler bei den Mehrheitsparteien keine
Stütze mehr hat, nicht einmal beim Zentrum. Es kann eben
niemand verborgen bleiben, daß die Regierung Hertling ohn
mächtig iſt und nur gezwungen Zugeſtändniſſe macht und
hinter den Ereigniſſen herhinkt und ſo die Lage nur immer

mehr verſchlimmert. Was heute die Lage retten kann, iſt
einzig eine Regierung, die mit der Reichstagsmehrheit in der
äußeren und heute hauptſächlich inneren Politik geſchloſſen
auf feſtem Boden ſteht. Wenn dieſe Geſchloſſenheit heute nicht
erreicht wird, muß ſich die Stimmung im. Volke zumal wir
jetzt vor der Tatſache ſtehen, daß die fleiſchloſen Wochen auch

im nächſten Jahre fortgeſetzt werden ſollen, für die es bisher
wochenlang nicht den geringſten Erſatz gab immer weiter
verſchlechtetn, bis es eben zu ſpät iſt. Daß die Stimmung im
Jnnern auh auf die äußere Front zurück wirkt, braucht nicht
beſonders gefagt zu werden. Alle Wendungen vom Durch-
halten und der Notwendigkeit der geſchloſſenen Front nach
er können da nicht helfen. Wenn es zum äußerſten kommen
ſollte was wir nicht wünſchen dann iſt letzten Endes
nicht nur die altersſchwache Regierung daran ſchuld, ſondern
auch die Mehrheit des Reichstags, die dieſe Regierung nicht
vor ein Enkweder oder ſtellt, ſo die Fortſetzung der
ſchleichenden Kriſe verſchuldet. Jn der Wahlrechtsfrage hat
der Reichskanzler von neuem verſichert, daß er ſofort das Ab
geordnetenhaus auflöſen werde, wenn das Herrenhaus ver-
ſage. Aber damit iſt es jetzt ſchon gar nicht mehr getan. Es
handelt ſich heute nicht nur um die Demokratiſierung
Preußens, ſondern auch um die der Bundesſtaaten und des
ganzen Reiches. Hier muß der Reichstag ſprechen und das
gleiche Wahlrecht für al le Bundesſtaaten durch Reichsgeſetz
und weiter die Parlamentariſierung der Regierungen fordern.
Jede Verzögerung auf dieſem Wege zur Demokratiſierung

Deutſchlands bedeutet eine Gefahr für das Daſein und die
Sicherheit des Reiches.

Der Vorwärts weiſt darauf hin, daß die Sozialdemo-
kratie nicht erwogen hat, in das Kabinett Hertling einzu
treten. Die Bereitwilligkeit der Sozialdemokratie, in die Re
gierung einzutreten, bezteht ſich offenbar nur auf eine neu
zu bildende Regierung. Die „Bedingungen“ hält die Sozial-
demokratie unveränderlich feſt. Sie ſind nach der Ueber-
zeugung der ſozialdemokratiſchen Partei „für das Reich in
dieſem Augenblick das allernotwendigſte“. Das Mindeſtpro-
La ſei nicht zu dem Zweck aufgeſtellt, „ein Handelsobjekt
zu bilden“.

Zur Lage.
Jm Anſchluß an die geſtrigen Hauptausſchuß Verhandlungen

hielten die einzelnen Parteien wieder Fraktionsſitzungen ab. Ueber
eine am Mittwoch abend ſtattfindende Sitzung der Mehrheitspar-
teien äußert die Voſſiſche Zeitung folgende Vermutungen:

Den Gegenſtand der L Beſprechungen der
Fraktionen werden die ſozialdemokrafiſchen Forderungen bilden. Man
nimmt an, daß das Zentrum den wefentlichſten Teil des Programms
akzeptieren wird. Anderſeits hat es den Anſchein, als ob in ge
wiſſen Punkten die Sozialdemokraten ſich zu einer entgegenkommen-
den Umformung ihrer Leitfätze verſtehen werden. Aus alledem darf
man ſchli:ßen, daß nach dem Laufe der Ereigniſſe die Kanzlerkriſis
ſich immer mehr zu einer reinen Perſonenfrage geſtaltet, und man
gewinnt gleichzeitig den Eindruck, daß die Perſonenfrage an ſich kein
dauerndes Trennungsmoment zwiſchen den Parteien der it
bilden wird.

Das Berliner Tageblatt ſchreibt:
Wenn man mit einer gewiſſen Berechtigung eine Zeitlang von

einer Kriſis der Mehrheitsparteien ſprechen konnte, ſo darf dieſe
Kriſis jetzt als he endet angeſehen werden; dagegen beſteht die

Kanzlerkriſis nach wie vor. VAus parlamentariſchen Kreifen wird dem Lokalanzeiger zur heu
tigen Sitzung des Hauptausſchuſſes geſchrieben:

Die Rede des Zentrumsführers Groeber brachte eine Ueber
raſchung und wurde allgemein als Zeichen einer Wendung in der
Haltung des Zentrums aufgefaßt. Wenn auch Groeber für den
Kanzler eintrat, ſo hatte man doch in weiten Kreiſen ſeiner Zuhörer
die Empfindung, daß feine Worte nur die Form wahren ſollten und
daß in der Sache das Zentrüm vor einer Neuorientierung ſteht, die
einer Einigung mit den beiden anderen Fraktionen der Mehrheits-
parteien den Boden ebnen ſoll. Die Führer der Fortſchrittler und
der Sozialdemokraten, Fiſchbeck und Scheidemann, ſprachen
ſehr entſchieden, blieben aber maßvoll in der Form. Zum Schluß
ergriff für die Nationalliberalen Dr. Streſemann das Wort.
Aus ſeiner Rede glaubte man in den Kreiſen der Mehrheitsparteien
die prinzipielle Bereitwilligkeit heraushören zu kön
nen, ſich mit ihnen in gemeinſamer Arbeit zu vereinen.

Ein geſchichtlicher Druckfehler.
Die Germania ſchreibt am Mittwochmorgen:

Wir haben, was die Zentrumsfraktion des Reichstags anlangt,
bereits geſtern mitgeteilt, daß ſie ſich vollkommen einig iſt in demEntſchuß, an einer Aktion (nicht „Agitation“, wie der Druckfehler-

kobold daraus machte) gegen den gegenwärtigen Reichskanzler nicht
teilzunehmen.

Nach dieſer Faſſung ſcheint alfo die Zentrumsfraktion von den
Parteien, die das Verbleiben des Herrn von Hertling in feinem Amte
mit den Intereſſen des deutſchen Volkes für unvereinbar halten, doch
weiter abgerückt zu ſein, als es nach der erſten Faſſung ſchien. Wir
ſagen: ſcheint, denn auch das „richtige“ Wort iſt faſt ebenſo vieldeutig
wie das andere.

Zur Sache ſelbſt ſagt die Germania:
Sie (die Zentrumsfraktion) wird ſich heute nach des Grafen

Hertling Rede in dieſer Meinung (daß ſie ſich an einer „Aktion“ gegen
Hertling nicht beteiligen könne. Red.) nur beſtärkt fühlen. Und
das gleiche kann vielleicht ſelbſt von ihrer Bereitwilligkeit gelten,
einer Aufnahme von Sozialdemokraten in das Kabinett ling
grundſätzlich geneigt zu bleiben. Die Frage iſt, ob die Auffaſſungen,
die heute der Reichskanzler über die großen Probleme der neuen
Weltordnung, auf der allein der Friede geſchloſſen werden zu können
ſcheint, bekundet, hinreichende Annäherungspunkle bieten, Verſuche
nach dieſer Richtung zu machen. Perſönlich möchten wir allerdings
annehmen, daß dann die als Minimalprogramm ausgegebenen ſozial
demokratiſchen Vorausſetzungen nicht in allem das letzke Wort dar
ſtellen. Nachdem die Sozialdemokratie einmal geſtern durch den
Mund Scheidemanns ſich zur Pflicht bekannt hat, an der Organi
ſation der nationalen Verteidigung mitzuarbeiten, ſolange der Friede
auf ehrenvoller Grundlage unmöglich iſt, wird ſie nicht umhin können,
alles das aus ihren Forderungen und ihrem Vorgehen auszuſchalten,
was etwa nach einſeitiger Parteipolitik ausſchauen würde. Denn
eine ſolche iſt mit dem Programm der Zuſammenfaſſung aller Kräfte
unvereinbar. Jm ganzen darf man den heutigen Tag nur als eine
Etappe auf dem Wege zur endgültigen Klärung der Lage betrachten
von der erſt dann wirklich die Rede wird ſein können, wenn ſich die
Stellungnahme der Parteien zum Grafen Hertling und ſeinen Er
klärungen wird überſehen laſſen.

Sthmpathiekundgebungen für Gaillaux.
tu Genf, 25. September. Nach einer Pariſer

das Journal du Peuple, bei einer von der Pariſer Liga für enſchen
rechte abgehaltenen Moaſſenverſammlung, die gegen die Verurteilung
Malvys proteſtierte, ſei es zu großen Sympathiekun für
Caillaux gekommen. Als in den Reden, die bei dieſer n
heit gehalten wurden, von mehreren Seiten ausgeführt wurde,
ſei trotz der Verfolgungen das Haupt der franzöſiſchen Demokw
blieben, brach die Menge in begeiſterte Hochrufe auf Caillau
Unter lebhaftem Beifall erklärte ein Redner, Tlemenceau ſei
Agitation Daudets zur Macht gekommen. Die Verſammlung
ſchließlich eine Tagesordnung an, die einen ſcharfen Proleſt gegen

Verurteilung Malvys enthielt. e



Der erſte Erfolg des
engliſchen Frauenſtimmrechts.

Von Fritz Kummer.
Jn England iſt jetzt die wichtige und alte Forderung

der organiſierten Arbeiterſchaft: für gleiche Arbeit
gleichen Lohn, im Prinzip anerkannt worden. Da
mit iſt ein Fortſchritt von greifender Bedeutung getan.
Die engliſchen Gewerkſchafter haben Srund, ſich zu dieſer
bedeutſamen Errungenſchaft zu beglückwünſchen, deren heil
ſame Wirkung auf ſozialem wie wirtſ ichem und ethiſchem
Gebiet ſich bald zeigen wird. Sie iſt ihnen eigentlich mehr
gls Ueber ng gekommen. Denn von einem nennens-
werten Widerſtand war und iſt, abgeſehen von nachträglich
porgetragenen „Bedenken“, nichts zu ſpüren. Was früher
einen ſchwierigen Kampf mit fraglicher Erfolgsausſicht ver-
langt hätte, iſt jetzt faſt wie eine Selbſtverſtändlichkeit ge-
währt worden. Dieſer Wandel kommt nicht von ungefähr.

Gewiß unterſcheidet ſich die herrſchende Klaſſe des
„Mutterlandes der Demokrütie“ in Behandlung von Arbeiter-
fragen vorteilhaft von der manchen anderen Staates. Jn
ſolchen Dingen ließ ſie es ſelten an kluger Vorausſicht fehlen.
Ein feines Witterungsvermögen hieß ſie ſo ziemlich immer
rechtzeitig einlenken, beſtimmte ſie, das in elfter Stunde frei-
willig zu geben, was nicht mehr vorenthalten werden konnte.
Dieſer klugen Politik iſt es gutenteils zu verdanken, daß
die herrſchende Klaſſe Englands viel weniger als die eines
anderen Landes bei ihrer Arbeiterſchaft auf grundſätzlichen
Widerſtand ſtößt. Sie läßt auch die Schwierigkeiten er-
kennen, die die proletariſche Oppoſition zu überwinden hat.
Sie bildet eine Erklärung dafür, wie es kommt, daß ſich
die Kriegspolitik der engliſchen Regierung einer allgemeine-
ren und länger währenden Unterſtützung durch die arbeiten-
den Klaſſen erfreuen konnte als jede andere, einſchließlich der
amerikaniſchen. Freilich iſt es ſehr fraglich, ob die herrſchende
Klaſſe des Vereinigten Königreichs unter gewöhnlichen Um-
ſtänden in einer Sache von ſolch weittragender und viel-
geſtaltiger Bedeutung, wie es die Anerkennung des Grund-
ſatzes Gleicher Lohn für gleiche Arbeit iſt, jetzt ſchon die elfte
Stunde für gekommen erachtet hatte. Aber ſie lebt eben nicht
unter gewöhnlichen Umſtänden. Der außergewöhnliche Um-
ſtand, der ihre ſchnelle Nachgiebigkeit bewirkte, heißt all-
gemeines Frauenſtimmrecht. Dieſes machte die Regierung ent-
gegenkommend, zwingt die politiſchen Kreiſe zu fördernder
Schweigſamkeit, läßt ſelbſt die ſtockkonſervative Times und
geſinnungsverwandte Preſſe erklären, dieſe Arbeiterforderung
ſei einfach unwiderſtehlich geworden.

Demnächſt treten an die acht Millionen Frauen zum
erſtenma an die Wahlurne. Zu welcher Richtung ſie ſich
ſchlagen, welche Partei ſie begünſtigen werden, iſt natürlich
noch ganz ungewiß. Sicher iſt nur, daß ihr Stimmengewicht

die Geſtaltung der Regierung wie Geſetzgebung, als auch die
Stärke der Parteien nachhaltig beeinfluſſen kann und wird.
Dieſe Tatſache heißt Regierung wie Parteien die Gunſt der
weiblichen Wähler ſuchen, indem ſie die Werbekraft ihrer

Worte durch Taten, durch Gewährung von ſolchen Forde-
rungen ſtärken, die den Frauen am Herzen liegen. Nach aller
Wahrſcheinlichkeit wird bis zur nächſten Wahl den Frauen
noch mehr Entgegenkommen gezeigt werden. Auch das
vaſſive Wahlrecht wird, wenn die Zeichen nicht trügen,
den Frauen bewilligt werden. Hierüber muß bald eine Ent-
ſcheidung fallen, da die jüngſt in Mancheſter tagende Konfe-
renz der organiſierten Arbeiterinnen kurzerhand aus ihren
Reihen Kandidaten für das Unterhaus aufgeſtellt hat, um ſo
eine Entſcheidung zu erzwingen. Auf ſtarken Widerſtand von
der Regierung wird in dieſer Sache nicht gerechnet, zumal
ſie geringere Ueberwindung heiſcht und von kürzerer Trag-
weite iſt als die grundſätzliche' Anerkennung des gleichen
Lohnes für gleiche Arbeit, alſo als die erſte Konzeſſion an das
Frauenſtimmrecht.

Dieſe Sache erhielt von dem Ausſtand der Lon-
doner Straßenbahnerinnen den unmittelbaren
Anſtoß. Die hauptfächlichſte ihrer Forderungen war gleiche
Bezahlung wie die Männer, „in deren Stiefel ſie treten“.
Schließlich erhielt das Produktionskomitee, ſagen wir das
Kriegsamt, die Forderung zur Entſcheidung zugewieſen. Jn
ſeinem am 29. Auguſt veröffentlichten Beſcheid wird dem
Verlangen der Straßenbahnerinnen ſtattgegeben. Er iſt
darin beſtimmt: „Den achtzehn- und' mehrjährigen Frauen
iſt derſelbe Lohnſatz wie den Männern zu zahlen, deren
Plätze ſie ausfüllen. Es ſind ſolche Aufbeſſerungen zu ge-
währen, daß der wöchentliche Lohnbetrag 25 Mark über den
Lohnſatz vor dem Kriege zu ſtehen kommt. Die Berechnung
iſt auf der Grundlage der e oder ſechsſchichtigen
Lohnwoche zu machen. Dieſe Lohnerhöhung hat am erſten
vollen Zahltag, der dem 9. Juli (1918) folgt, in Kraft zu
treten.“

Damit wäre nun freilich die Lohngleichheit bloß im Lon
doner Straßenbahnbetrieb eingeführt worden. Aber der
Entſcheid empfiehlt der Regierung, in Anbetracht, daß die
Frage nur auf nationaler Grundlage zufriedenſtellend ge-
löſt werden könne, die Forderung auf Lohngleichheit zum
Gegenſtand einer beſonderen und allgemeinen Unterſuchung
zu machen. Die Regierung hat auf dieſe Empfehlung hin
prompt gehandelt, indem ſie unverzüglich einen Ausſchuß
bildete, dem die Aufgabe geſtellt iſt, „das Verhältnis zu
unterſuchen und darüber zu berichten, das zwiſchen der Be-

hlung der Männer und der Frauen zu beſtehen hat unter
erückſichtigung der Jntereſſen ſowie des Wertes der Arbeit

beider. Die Vorſchläge des Ausſchuſſes haben die Notwendig-
keit der Fördermenge während des Krieges als auch den
Fortſchritt und die Wohlfahrt der Jnduſtrie in der Zukunft
in Betracht zu ziehen“.

Jn dieſem Ausſchuß, der „Komitee für Lohngleichheit“
benamt iſt, ſind nach der Anregung des Produktionskomitees
auch Frauen (Sidney Webb) berufen worden, und auch die
männliche Mitgliedſchaft weiſt Namen mit gutem Klang in
der Arbeiterwelt auf. Die Schnelligkeit der Bildung als
auch die Auswahl der Mitglieder des Ausſchuſſes laſſen er-
kennen, daß die Regierung die Verallgemeinerung der geſetz
lichen Anerkennung der Lohngleichheit für das ganze Land
ernſtlich beabſichtigt. Und die vor der Tür ſtehenden all-
gemeinen Wahlen machen es wahrſcheinlich, daß eine end-
giltige Entſcheidung in allerkürzeſter Zeit, und zwar eine
der Arbeiterſchaft günſtige getroffen werden wird.

Ueber die Wirkungen dieſer Neuerung heute Betrach-
tungen anzuſtellen, erübrigt ſich, da ja die Wirklichkeit dem
nächſt urteilen wird. Sie wird dartun, ob fie zur Bildung
von reinen Fraueninduſtrien, zu Betrieben mit bloß weib-
lichex Belegſchaft führen wird. Und ob ſie, wie von Unter
nehmerſeite eingewendet worden iſt, nicht die angenommene
Steigerung der Frauenlöhne, auf den Männerſatz bringen, ſon
dern den Männerlohn auf den Frauenſatz ſenken werde. Dieſe
Andeutungen laſſen ſchon erkennen, daß die Neuerungen
Folgen zeitigen wird, die weit über die Lohnfrage hinaus

gehen. Sie wird der Geſetzgebung neue Wege weifen, ihr
ſchon in allernächſter Zeit vielgeſtaltige, bislang ungekannte
Aufgaben ſtellen. Jn naher Zukunft glaubt man ſchon die
Forderung, die Notwer jt auftauchen, einen für beide
Geſchlechter ichen Minde ſatz von Geſetzes wegen zu
beſtimmen. dies nur bei.

Die geſetzli kennung des gleichen Lohnes von

Mann und iGewinn für die A
unbeſtreitbar einen großen
innen und einen handgreifl Vor

teil für den Kampf um die T. der e der Ar
beiterſchaft überhaupt dar. ivte einer
eine errun Verdienſtaufbeſſerung, wenn der Un
durch Einſtellung von minderbezahlten Frauen die beſſer
entlohnten Männer verdrängen oder ihre ne drücken
konnte? Durch den Zwang der Lohngleichheit eine der
großen Schädigungen oder Vereitelungen ge chaftlicher
Erfolge beſeitigt. Den gewerkſchaftlichen Organiſationen
bringt ſie Verei ng und Stärkung, dies inſofern, als
gleiche Löhne gleiche Beiträge und Unterſtützungen und Er-
höhung der weiblichen Beiträge auf die Höhe der männlichen
eine weſentliche Vermehrung der Einnahmen bedeutet.

Doch damit ſind die Vorteile der Neuerung noch bei
weitem nicht erſchöpft. Was ſie Nützliches und auch Nach-
teiliges für die Arbeiterſchaft bringt, wird ſich ja bald zeigen.
Der bedeutſame Verſuch, den jetzt das Land des Tradeunio-
nismus ſich anſchickt zu unternehmen, wird, es iſt faſt un-
nötig zu ſagen, für die Gewerkſchaftsbewegung aller Länder
dein in Fülle zeitigen. Grund genug, ihn aufmerkſam zu
verfolgen.

Der Krieg im Weſten.

Der deutſche Abendbericht.
wtb. Berlin, 25. September abends. (Amtlich.) Zwiſchen

Omignon-Bach und der Somme wurden erneute Angriffe des
Feindes abgewieſen.

Berlin, 25. September. (W. T. B.) Seit Anfang September ver
ſchob ſich der Druck der Engländer gegen die Siegfriedſtellung immer
mehr von Norden nach Süden. Dabei rannte Foch mit zuſammen-
geballten Kräften und mit außerordentlicher Zähigkeit bald in ge-
ſchloſſenem Großangriff, bald in ſtarken Teilvorſtößen bisher immer
wieder vergeblich gegen die deutſche Front im Raume Cambrai-- St.
Quentin an. Am 24. September ſetzte er ſtarke engliſch- franzöſiſche
Kräfte gegen den Raum nordweſtlich und weſtlich St. Quentin an.
Der Angriff galt in erſter Linie der ſogenannten Tommy-Höhe
zwiſchen den Dorftrümmern von Pontruet und Gricourt. Jn ge-
wohnter Weiſe ſtürmten die Engländer vor. Hinter ſchwerſtem
Artilleriefeuer gingen ſtarke Jnfanteriemaſſen vor, die zahlreiche
Tanks und Schlachtflieger begleiteten. Jm erſten Anſturm gingen
die beiden Dörfer verloren. Den planmäßig unter ſtarkem
Artillerieſchutz einſetzenden deutſchen Gegenangriffe vermochten die
Engländer jedoch nicht ſtandzuhalten. Pontruet und Gricourt wur-
den wieder erobert. Jn erbittertem Ringen gelangte ſchließlich auch
die Tommhy-Höhe, die mehrmals den Beſitzer wechſelte, wieder in
deutſche Hand.

Weiter ſüdkich, wo es den Franzoſen gelungen war, ſich
Francilly-Selencys zu bemächtigen, griff der Gegner um Mitternacht
nach kurzer Feuervorbereitung nochmals an. Es gelang ihm je-
doch nicht, über das Dorf hinaus Boden zu gewinnen. 5 Offiziere
und 50 Mann blieben in deutſcher Hand.

Zwiſchen Ailette und Aisne ſtießen in der Nacht vom 23. auf
24. September mehrfach ſtarke franzöſiſche Patrouillen vor. Dem
am Morgen des 24. einſetzenden ſchweren Feuer folgte nur ein
Teilangriff ſüdöſtlich Vaucaillon, der im Handgranatenkampfe und
im Gegenſtoß abgewieſen wurde.

An der übrigen Front war die Patrouillentätigkeit rege. Bei
eignen Unternehmungen wurden mehrfach Gefangene eingebracht.
Bei einem derartigen deutſchen Vorſtoß nordöſtlich Ypern gelang es,
ehe Unterſtände zu ſprengen und 82 Gefangene zurück
zubringen.

Oeſterreichiſcher Heeresbericht.
wtb. Wien, 25. September. Amtlich wird verlautbart: An der

Tiroler Südfront und zwiſchen der Brenta und Piave ſcheiterten
italieniſche Erkundungsvorſtöße. Jn den Sieben Gemeinden ſetzte
der Feind geſtern bei Canova ſeine Teilangriffe fort. Die Angreifer,
Jtaliener und Tſchecho-Slowaken wurden überall geworfen, an
einer Stelle durch einen Gegenſtoß von Pardubitzer Dragonern.

Der Chef des Generalſtabes.

Die Entente Antwort an Burian.
Renaudel ergänzt in der Humanite, was die Zenſur aus

der Londoner Konferenz nicht zur Veröffentlichung zuließ, nament
lich, daß die Konferenz faſt einſtimmig verlangte, die Entente
regierungen möchten eine gemeinſame Antwort auf Burians Vor-
ſchlag erteilen und darin die Friedensbahnungen von den demokra-
i Errungenſchaften in den gegneriſchen Staaten abhängig
machen.

Griechiſch te li de
Jm Namen der vom Verbande nach Korſika verbannten

Griechen richtete der frühere Miniſter Dragumis von Ajaccio
aus eine Zuſchrift an den Mancheſter Guardian: Warum ſind wir
hier? Zweimal habe ich ſchon an die engliſche Regierung und drei-
mal an die franzöſiſche geſchrieben. Die letztere antwortete über
haupt nicht, die erſtere beſtätigte nur meine Briefe. Dragumis
führt dann kurz die Einzelheiten der r Griechenlands
durch die Verbandsmächte an und fährt fort: Wie lange ſoll der
jetzige Zuſtand noch dauern? Gibt es keine liberalen Männer in
England, um gegen die Einſperrung fremder Bürger durch n
liberale Mächte Einſpruch zu erheben, die kein Recht hatten, ſich in
die inneren Angelegenheiten eines fremden, freien und unab
hängigen Landes wie Griechenland einzumiſchen? Die Engländer
ſind doch im allgemeinen aufrechte Leute und wenn niemand
in England gegen unſere Verbannung Einſpruch erhebt, fo kann ich
das nür darauf zurückführen, daß man unſere Lage nicht kennt.
Daher wende ich mich mit dieſer Zuſchrift an den Mancheſter
Guardian.

Das Blatt bemerkt zu dieſem Appell nur, daß die Jntereſſen
der Verbündeten die Verbannung der Griechen notwendjg gemacht
hat. e geht auch den liberalen Staatsmännern der Entente
vor Recht!

Der Nachweis der ſinanziellen Anterſtützung der
TſchechoSlowaken durch die Gntente.

Mostan, 24. September. (P. T. A.) Laut ichten der
Zeitungen aus Penſa, iſt es der tſchecho-ſlowakiſchen kommuni-
ſtiſchen Partei gelungen, einen Teil des Archivs der den Tſchecho
Slowaken gehört, in die Hände zu bekommen. Jn der Zeitung
Prukopnik Swobody (Bote der Freiheit) vom 27. Juli werden Tat-
ſachen veröffentlicht, die die wahren Urſachen des gegenrevolu-
tionären Aufftandes des tſchecho-ſlowakiſchen Armee-Korps klar
legen. Dieſen Tatſachen zufolge fand eine Einigung mit den Ver
bündeten Ende Februar oder Anfang März ſtatt. Am 7. März
zahlte der franzöſiſche Konſul eine Summe von drei Millionen
Rubel an den nationalen Rat ein. Die genannte Geldſumme nahm
ein gewiſſer Herr Schip, ein Mitarbeiter des NativnalRates, ent
gegen. Am 9. März erhielt derſelbe Herr noch weitere zwei

Ferner erhielt eine Perſon,

n z n nt iſt 1 r 188 000Rube en onen entſteht alſo die

Millionen, am 25. e Million und am 26. März wurde dem
Gehilfen des v n des National-Rates, Herrn Le
Tſchermak eine Million übergeben, am 80. März erhielt Herr
dann nochfnals eine Million. Die der w. ſiſchen

e trägtKonſul 7. März bis zum 4.
ubel. Außerdem wurden e e desillionen

Summen ausgeteilt: Herrn p 2 Millionen
S

ip

und an Herrn Tſchermak eine M

runde Summe won 11 188 000 R der iſche Konſul
beteiligte ſich mit einem Betra 80 000 Pfund VT. M gum Ausbruch We Anſtand W wgie-
r rungen gegen 15 Millionen an die Führer

N lRates, die die t Armee an denanglofrauzdſiſchen l r verkauften.
Um den Soldaten Sand in die Augen zu ſtreuen, wurde dieſen

ihre frühere Löhnung, vom erſten Tage der Gegenrevolution ange
fangen, von 5 Rubel monatlich auf 200 Rubel bei voller Beköſtigung
erhöht. Offizier, die vorher dasſelbe Gehalt bezogen, er
halten jetzt Rieſenſummen, deren richtiger Betrag nicht genau feſt
geſtellt worden iſt.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Aus der Wahlrechtskommiſſion des Herrenhauſes.
Die Herrenhauskommiſſion für die Wahlrechtsvorlage tritt

morgen wieder zufammen. Jhre auf heute anberaumte Sitzung
hatte ſie vertagen müſſen, weil die beiden Unterkommiſſionen mit
der Aufarbeitung der ihnen übertragenen Aufgaben noch nicht fertig
geworden waren. Soweit verlautet, iſt eine ſtarke Strömung dafür,
den Gedanken der Jntereſſenvertretung, den das Abgeordnetenhaus
aufzubauer verſüchte, fallen zu laſſen und im weſentlichen zur Re
gierungsvorlage zurückzukehren.

Sie ſtellen ſich blind und taub!
Unter der Ueberſchrift „Die Feinde und die deutſchen Demokrati

ſierungsbeſtrebungen“ ſchreibt die Deutſche Tageszeitung am Mittwoch
abend unter anderem:

Seit Beginn des großen Krieges haben Großbritannien und
ſeine r 7 das lagwort vom preußiſchen Militarismus
wieder nach Deutſchland importiert und die deutſche Demokratie und
Sozialdemokratie hat den Ball freudig aufgefangen, um ihre inneren
Machtziele zu erreichen und erklärt mit ſtaatsmänniſcher Gebärde,
unſere Feinde vertrauten eben nur dem deutſchen „Volke“ Den
Feinden iſt es nicht zu verdenken, daß ſie Deutſchland in den Zuſtand
der Wehrloſigkeit und Direktionsloſigkeit bringen wollen und ſich da
bei des billigen Mittels zu bedienen verſuchen, nämlich des durch
keine Rückſichten eingeſchränkten oder bedingten Machthungers der
Demokraten und Sozialdemokraten in Deutſchland. Billiger könnten
ſie es in der Tat nicht haben.

Wir gehören nicht zu den Leuten, die den Artikelſchreiber E. R.
(Reventlow) für ein politiſches Licht anſehen, aber wir vermögen
Herrn R. doch die hier zur u getragene politiſche Blindheit nicht
zu glauben. Sollte er wirklich noch nicht wiſſen, um was es
heute geht? Oder ſollten er und ſeine Auftraggeber die Abſicht haben,
die Rolle der Blinden dur ühren und dann zu der Rolle überzu-
gehen, die die preußiſchen Junker ſchon einmal in einer politiſch kri-
tiſchen Zeit geſpielt?

Was wollen die Letten und Eſten?
Von Eduard David, M. d. R.

Mehr noch wie über die übrigen beſetzten Gebiete iſt über
Lettland und Eſtland Dunkel gebreitet. Was heute von dort in die
deutſche Oeffentlichkeit dringt, ſind Wünſche der baltiſchen Herren-
kafte und Präparate der deutſchen Militärverwaltung. Das poli-
tiſche Leben der lettiſchen und eſtniſchen Bevölkerung iſt geknebelt;
ihre Preſſe iſt unterdrückt oder ſo an die Leine der Militärzenſur
gelegt, daß jede freie Meinungsäußerung unmöglich iſt. Der Per-
ſonen- oder Nachrichtenverkehr über die Grenze ſteht unter ſtreng-
ſter Bewachung. Unter dieſen Umſtänden ſcheint die Beantwortung
der Frage, wie die Nächſtbeteiligten ſelbſt über die lettiſch-eſtniſche
Zukunft zur Zeit denken, ſchwierig. Aber einiges Licht läßt ſich doch
in die Sache bringen.

Vor dem Kriege führten die Letten und Eſten, gleich den Finnen,
Litauern und Polen einen harten Kampf gegen die großangelegten
Ruſſifizierungsmaßnahmen der zariſtiſchen Regierung. Nach dem
Zuſammenbruch erhoben auch ſie die Forderung auf eine weit-
gehende nationale Selbſtändigkeit. Wie verhielten ſie ſich nun nach
der Beſetzung ihrer Gebiete durch Deutſchland

Für die Letten beantwortet dieſe Frage ein Schriftſtück,
das die Vertreter der großen politiſchen Organiſationen im Spät-
herbſt 1917 dem Parteivorſtand der deutſchen Sozialdemokratie zu-
gehen ließen. Nach Hinweis auf einen früheren Beſchluß, der
die ſtaatliche Selbſtändigkeit innerhalb der großruſſiſchen Republik
forderte, wurde darin erklärt, daß man nunmehr, nachdem durch
den Einmarſch der deutſchen Truppen die lettiſche Frage eine inter-
nationale geworden ſei, die Bildung eines ganz unabhängigen neu

Zwiſchenſtaates vorſchlage. Wörtlich heißt es in dem Be
ſchluß:

„Unter beſonderer Beachtung des Umſtandes, daß die weitereEntwicklung eines freundſchaftlichen nochbarſtaatiichen Friedens

zwiſchen Deutſchland und Rußland nur möglich iſt, wenn durch
friedliche Verſtändigung der Staaten ein Ausgleich der Intereſſen
an der baltiſchen Küſte herbeigeführt wird, dieſe aber ausgeſchloſſen
erſcheint, wenn die eine oder die andere Macht den wichtigſten Teil
der baltiſchen Küſte in ihrer Hand behält, treten wir im Streben
nach einem demokratiſchen Frieden, der auch die wirtſchaftliche und
politiſche Zukunft Lettlands ſichern ſoll, für die Neutraliſierung
Lettlands ein, indem durch internationale Rechtsgarantien aus
Lettland ein autonomer Zwiſchenſtaat gebildet wird. Ein republi-
kaniſches, neutraliſiertes, ungeteiltes Lettland, das über ſeine
Landesverfaſſung, ſeinen Boden und ſeine neutrale Küſte nebſt
Häfen nach freiem Entſchluß des Volkes verfügt, iſt eine unab-
weisbare Forderung, die aus der gemeinſamen Entſchließung vom
30. Juli hervorgeht. Jn dieſer Löſung erblickt das lettiſche Volkdie einzige Msolieteit einer erſprießlichen kulturellen Entwicklung
des baltiſchen Landes und die Sicherung ſeines wirtſchaftlichen Auf
ſchwungs. Jm Zuſammenhang damit müſſen wir alle Beſtre-
bungen zurückweifen, die auf Verdeutſchung, Verruſſung oder
Koloniſierung der boltiſchen Lande hinzielen.“

Dieſer Beſchluß ging von Vertretern des Rigaer Arbeiter-
deputiertenrates, des vorläufigen livländiſchen Landesrates, des
vorläufigen kurländiſchen Landesrates (gewählt von den Flücht-
lingen in Moskau), des lettiſchen Bauernbundes, ſowie verſchiedenen
lettiſchen Truppenteilen aus. Er durfte alſo beanſpruchen der
wirkliche Ausdruck des Willens der Maſſe des lettiſchen Volkes zu
G Wir haben dieſe Kundgebung noch vor Beginn der Breſter

erhandlungen dem Auswärtigen Amt übermittelt und ſpäter im
Reichstag der re keit unterbreitet.

Hier boten alſo die Letten die Hand zur Verſtändigung. Sie
ſelbſt waren mit dem Ausſcheiden aus dem großruſſiſchen Verband
einverſtanden. Die Bildung eines neutralen Zwiſchenſtaates wurde
angeſtrebt, eine Löſung, die auch für Deutſchland große politiſche
und wirtſchaftliche Vorteile bietet, ohne die ſchweren Gefahren
heraufzubeſchwören, die eine erzwungene Angliederung notwen-
digerweiſe zur Folge hätte.

Die gleiche Forderung der handelspolitiſchen und völkerrecht-
lichen Neutraliſierung Lettlands wurde dann noch einmal im Mai
dieſes Jahres dem Reichskanzler unterbreitet in einer Denkſchrift
der Exekutive des lettiſchen Nationalrates, in dem alle lettiſchen
Parteien vertreten ſind. Sie ſcheint bis heute unbeantwortet
geblieben zu ſein. (Schluß folgt.
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Halle und Saalkreis.
Hallgz, 26. September 1918,

Schluß mit dem „Doppelſpiel“.
Im Volksblatt wi t Julius Hildebrandt nochmals ſeine

liche Erklärung, daß der Abgeordnete Haaſe tatſächlich von der
eſſanten Berufungsſchrift ans Oberlandesgericht erſt am 17. berKenntnis erlangt hat. Als ob dieſe Feſclen weſentliche g

Statt den eigentlichen Kern unſerer Notiz ein gen,
ldebrandt an ein Datum. Wir können S

zu
ug“ hätten. Unſere Poſtti durch das ſchwere Geſchütz, dav en hat, W in t denn er hat

atzpatrone geſchofſen. Die
ein Angriff auf die perſön

ſei,
rein ſachlichen Feſtſtellung
fen, und da verſucht er nun, Tatbeſtand dadurch zu verdunkeln,
daß er auf das Datum pocht. Nun, dagegen wollen wir nichts weiter
ſagen als folgendes: Es iſt höchſt ſonderbar, daß Hildebrandt den Ein
druck zu erwecken ſucht, als hätte weder Hagſe noch ein anderer davon
eine blaſſe Ahnung gehabt, was ihr Anwalt in ſeiner Berufungsſchrift

n ſoll und ſagen will. Man hat ihm oll das ganz allein über
Zwar handelt es ſich dabei um Dinge, die eine ganz beſondere

Kenntnis in unſeren Parteifragen und vorausſetzt, jedoch
haben Hildebrandt und Genoffen ſo gr s Vertrauen in die Kom
binationsgabe ihres Anwalts geſetzt, daß ſie ſeinen ſtſatz
vor dem 6. September, beziehentlich 17. September, überhaupt nicht ge
kümmert haben. Sie ar ſich, das iſt ein Mann, wie es keinen
zweien Anwalt in der Welt m t wird die Sache ſchon nach
allen Seiten gut begründen. Hierin ſahen ſie ſich auch durchaus nicht

denn gerade der von uns zitierte Satz beweiſt die umfaſſende
nninis, die der b liche Anwalt non unſeren parteipolitiſchen An

legenheiten ſich verſchafft hat. Ganz von allein iſt der Wortlaut dieſes3 und viele andere intereſſante Stellen in dem Schriftſatz, dem

Hirn des Anwalts Ganz allein r jede andere Mitwirkung, hat er den und die ormulierung der Be
rufungsſchrift ausgeführt. Und erſt, wie der ganze Gedankenbau voll
endet war, erhielten Hildebrandt und Genoſſen Einblick. Nicht mal
eine blaſſe Ahnung haben ſie vorher vom Jnhalte des Schriftſtücks gehabt. In beſcheidener Zurückhaltung, wie Hildebrandt und Genoſſen

ſie in allen Dingen üben, ügten ſie ſich, erſt nach völliger Fertig-
ſtellung der Berufungsſchrift Kenntnis von ihrem Jnhalte zu erlangen.
Für ein ſolch grenzenloſes Maß von Beſcheidenheit haben wir faſt noch
mehr Bewunderung, als für die Vielſeitigkeit eines Anwalts.

Winke zur Kartoffellagerung.
Die Zeit der Kartoffeleinkellerung ſteht wieder vor der Tür,

ſie ſollte aber nur dort erfolgen, wo auch die geeigneten RMme zur
guten Unterbringung der Kartoffeln vorhanden ſind. Die häufig
gehörte Befürchtung, daß die Kartoffeln in dieſem Jahre infolge
der vielen Regengüſſe wenig haltbar ſeien, entbehrt zunächſt der
Begründung. Die Einwirkung der r auf die Haltbarkeit
der Kartoffeln iſt noch nicht genügend erforſcht. Jedenfalls haben
wir feuchte Jahre gehabt, in denen die Kartoffel ſich doch recht gut
hielt. Auch im en Febre rchtete man allgemein eine
geringe Widerſta gkeit der Knollen, und doch haben ſich die
Beſtände im allgemeinen gut gehalten. Es liegt alſo bislang keine
Veranlaſſung vor, mit beſonderem Mißtrauen an die Winterauf-
bewahrung heranzugehen. Für die Beurteilung der Haltbarkeit
der Kartoffel ſpielt auch die Sorte eine Rolle. Weiche Sorten, wie
Jmperator, Up io date und ähnliche verbrauche man zuerſt. Auch
bei den icgt im September ausgemachten Kartoffeln bedarf es einer
gewiſſen Vorſicht, da nicht alle Kartoffelſorten ſchon im September
reifen; re die jetzt gekauften Kartoffeln ſchmierigs und naß
ſind, wird man gut daran tun, ſie nicht a grlange lagern zu laſſen.
Die beſte Lagertemperatur iſt 2-6 Grad Reaumur. Keller, die ſich
nicht ſo weit abkühlen laſſen, ſind für die Lagerung ungeeignet, da
die Kartoffeln ſehr bald zu faulen beginnen. Daß die Kartoffeln
z nicht vertragen, iſt bekannt. Böden ſind daher weniger als
Keller zur Aufbewahrung geeignet; wo fie dennoch benutzt werden
müſſen, wird man gut tun, die Kartoffeln bei Froſtgefahr, aber
auch nur dann, mit Tüchern gut einzudecken. Einer der häufigſten
Fehler iſt eine zu hohe Schichtung. Eine Schütthöhe von 80 Zenti-
metern ſollte nicht überſchritten werden bei größeren Mengen iſt
dabei ein Gang freizuhalten und kleine Durchzugskanäle anzu-
bringen. Beſteht der Raum aus Zement, ſo legt man noch einen
Lattenroſt unter, damit unter den Kartoffeln Durchzug ſtattfindet.
Die Beſtände müſſen dann dauernd unter Aufſicht bleiben und etwa
alle zwei Wochen neu verlefen werden, damit die faulen Kartoffeln,
von denen ſich die Fäulnis ſehr ſchnell verbreitet, ſofort J
werden. Aufbewahrung in Säcken und geſchloſſenen Kiſten iſt
ganz zu verwerfen, da die Kartoffeln hier ſehr ſchnell faulen. Da

Deutſcher Heeresbericht vom 25. Sept.
wts. Großes Hauptquartier, 25. September. (Amtlich.)

Weſtlicher
Heeresgruppe Kronprinz Ruyprecht.

Rege Erkundungstätigkeit in Flandern. n Moeuvres
und dem Walde von Havrincourt lebte der eriekampf auf. Vei
Moeuvres ſcheiterten erneute Angriffe des Feindes.

Heeresaruppe Boehn.
Oeſtlich von Epehy nahmen wir in örtlichem Gegenangriff die

vor den Kämpfen am 22. ember gehaltene Linie wieder.
Zwiſchen dem Omi ach und der Somme nahmen Eng

länder und Franzoſen ihre Angriffe gegen St. Quentin wieder auf.
Sie waren von ſtarker Artillerie und Panzerwagen begleitet. Jn
Pontruet, Gricourt und Francilly-Sellency faßte der Gegner am
frühen Morgen Fuß. Verſuche des Feindes, in heftigen bis gegen
Mittag fortgeſetten Angriffen die Einbruchsſtelle zu erweitern,
ſcheiterten. Durch Artillerie und Flieger wirkſam unterſtützte
Gegenſtöße unſerer Jnfanterie und Pioniere brachten gegen Mittag
Pontruet und Gricourt wieder in unſeren Beſitz; die zwiſchen bei
den Orten gelegene Höhe wurde nach wechſelvollem Kampfe wieder
genommen. Francilly-Sellency blieb in Feindeshand. An der
übrigen Front brachen ſeine Angriffe meiſt ſchon vor unſeren Linien
zuſammen. Wo er ſie errrichte, wurde er im Gegenſtoß wieder
zurückgeworfen.

Heeresgruppe Deulſcher Kronprinz.
Zwiſchen Vesle und Aisne brachen Sturmobteilungen in die feindllchen

Linien ſüdlich von Glenne ein und brachten 85 angene zurück. Ein
den der Feind A dieſer Kän er eugen äber Besle und in der Champagne machen wir

Wir ſchoſſen geſtern im Luftkampf 26 feindliche Flugzeuge undne ab. Leufnant Rumey errang ſeinen z Leutnant
s

30. Luftſieg.u en Der Erſie Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

er Taler ſpricht:
Bin ich ein Wicht,
Des Müuühens und Scharrens
Und Wahrens nicht werc
Wer ſchmiedet aus mir
Das deutſche Schwert
Da hat ihn die „Veunte“
Schweigend genommen:
Er iſt in die rechte
Schmiede gekommen.

egen haben ſich in den letzten Jahren die ſogenannten Kartoffel-
kiſten wohl bewährt; ſie ſind allerdings veichlich teuer, man kann
ſich geeignete Kiſten aber auch ſelber herſtellen und es wäre jetzt
die Zeit, in dieſer Beziehung vorzuſorgen.

I7

Die Allgemeine Ortskrankenkafſſe für den Saalkreis,
die ihren Sitz in Halle hat, hielt am 24. September eine Ausſchufß-
ſitzung ab. Aus dem an i vorgetragenen Jahreésbericht war zu
entnehmen, daß die Mitgliederzahl von 17707 im Jahre 1916 auf
18 468 im Jahre 1917 geſtiegen iſt. Die darunter ſich befindliche
Zahl der weiblichen Verſicherten erhöhte ſich von 8815 auf 9460.
Bemerkenswert iſt vor allem die Zunahme der Erwerbsunfähig-keitsfälle, und zwar von 35 je 100 Mitglieder auf 43. Die Zaht

der Sterbefälle der Ehefrauen hat ſich von 23 auf 46 verdoppelt.
So kam es, daß die Ausgabe an Krankengeld fich von 161 610 M.
im Jahre 1916 auf 238 361 im Jahre 1917 erhöhte. Das iſt eine
Steigerung um 47,5 v. H. Die Beikragseinnahme ſtieg zwar in-folge der Perſchiebun der Mitglieder nach höheren Klaſſen auch,

aber nur um 27,1 v. H. Der auch gedruckt vorliegende Bericht ent-
hält ſonſt noch manche bemerkenswerte Einzelheit. Die ſatzungs-
mäßige Zuführung zur Rücklage konnte nur durch Jnanſpruch-
nahme der Betriebsgelder bewirkt werden. Die Kaſſe beſchaffte

aus ei n Mitteln einen Krankenwagen, der bei derirma Auguſt Dreſcher in Büſchdorf untergeſtellt iſt. Die Vor
ift der ung, nach der Verſicherten, die im Krankenhaus

untergebracht ſfind, ein Teilkrankengeld zu zahlen iſt, auch wenn
t keine Familienangehörigen beſitzen, konnte wegen Mangel gu

itteln noch nicht wieder in a geſetzt werden. Der Kaſſen
u eigt 777 429 M. Einnahme und 754 374 M. Ausgabe
Dem envorſtand wird einſtimmig Entlaſtung erteilt.

Der 2. Punkt der Tagesordnung betraf die Gewährung eines
Teuerungszuſchlags für die Aerzte zum Pauſchalhonorar.
beſchließt, 20 v. H. zu gewähren. Er betrifft aber nur die Pauſchal
ſätze, die anderen Entſchädigungen bleiben wie ſeither. Eine An
regung, einen Teuerungszuſchlag zum Krankengeld einzuführen,wie er jetzt bei vielen ben beſteht, wird dem Vorſtand zur Be
r überwieſen. Weiter wird beſchloſſen, die bisherige
niedrigfte Beitragsſtufe in Wegfall kommen zu laſſen. Jhrhörten die Verſ erten mit einem Tagesverdienſt bis 90 Pf. tat

an. Die Klaſſe wird in Zukunft nur die Lehrlinge ohne Enigelt
umfaſſen. Hierbei wurde auch bekannt gegeben, daß eine Ex
höhung des „Ortslohnes“ von den Behörden für den Saalkreis
vorgenommen wurde (worüber wir ſchon berichteten). t

Der Voranſchlag für das Jahr 1919 ſieht in Einnahme und
Ausgabe die Summen von 887 100 M. vor. W r Anſätze,
wie das Krankengeld, die Verwaltungskoſten, die Beitragseinnahme
uſw. ſind erheblich hinaufgeſetzt worden. Die Aufſtellung des
Voranſchlags iſt geſeslich vorgeſchrieben. Die bisherigen Rech
nungsprüfer, die Herren Reuter-Dölau, Stöbe-Osminele und
Deparade werden einſtimmig wiedergewählt. Den Schluß dex
Sitzung bildete die Beſprechung verſchiedener Verwaltungsfragen.
Unter anderem wurde beklagt, daß die Verſicherten von den Arbeit
gebern oft zu pät oder überhaupt nicht angemeldet werden, und
daß ſie ſich Buſi in zu niedrigen Lohnſtufen befinden. Dadurch
entſteht der Kaſſe großer v Es wird darauf hingewieſen,daß auch die Mitglieder ein Intereſſe daran haben, daß ſe ihrem
Arbeitsverdienſt entſprechend verſichert werden und ſomit, ſoweit
es möglich, ſelbſt mit auf Ordnung ſehen.

Einheilliche Kriegsauleiheverſicherung für Heeresangehörige. BomDeutſchen Kriegsankeiheverficherungs Verband wird uns e
Seit Einführung der Kriegsanleiheverſicherung im Frühjahr 1917 hat
die Beteiligung der Heeresangehörigen an dieſer Form der erleichterien

mit jeder Anleihe an Umfang zugenommen. Die militäriſchen
rden ſtanden der Einrichtung von Beginn an wohlwollend gegen

über. Jhrer guten Abſicht, die private Werbetätigkeit amtlich zu unter
ſtützen, legte jedoch die Verſchiedenartigkeit der Tarife und Verſiche
r edingungen Schwierigkeiten in den Weg, die mit der Zahl der
beteiligten Geſellſchaften wuchſen. Jmmer d machte ſich mit
der Zeit das Bedürfnis nach einer einheitlichen taltung der Kriegs
anleiheverſicherung für unſere Feldgrauen geltend. Einer Anregung
des Kriegspreſſeamts folgend, haben ſich nun vor einigen W zehn
deutſche Lebensverſicherungsgeſellſchaften zu dem Deutſchen gsan
leiheverſicherungs Verband zuſammengeſchloſſen, der die Kriegsanleihe-
verſicherung für Heeresangehörige auf eine einheitliche Grundlage ſteilt.
Die Verſicherungsform des Verbandes iſt eine auf 12 Jahre abgekü
Lebensverſicherung ohne ärztliche Unterſuchung und ohne Warttezeit;
alle Altersſtufen zwiſchen 17 und 50 Jahren zahlen die gleiche Prämie;
die Kriegsgefahr iſt eingeſchlofſen.

Beteiligt ſind an dem Verband nachſtehende Geſellſchaften: 4
Allgemeiner Deutſcher Verſicherungs Verein a. G. in Stuttgart
m 7 Lebensverſicherungsbank „Arminia“, Aktiengeſellſchaft in

n;
„Atlas“, Deutſche Lebensverſicherungs-Geſellſchaft, Ludwigshafen

a. Rh.;
Fran LebensverſicherungsAktien Geſellſchaft in Frankfurt

am n;Hamburg Mannheimer VerſicherungsAktiengefellſchaft, Hamburg;
„Jduna“, Lebens-, Penſions und Leibrenten-Verſicherungsgeſell

ſchaft a. G. in Halle a. S.;
Nürnberger Lebensverſicherungs-Bank in Nürnberg;
Preußiſche LebensVerſicherungsAktien- Geſellſchaft in Berlin;
Verſicherungsgeſell „Thuringia“ in Erfurt;
„Wilhelma“ in Magdeburg, Allgemeine VerſicherungsAktienGe

ſellſchaft, Magdeburg.

Der Verband hat bereits die e m Kaiſerlichen Auf
ſichtsamts für Privatverſicherung erhalten. Betrieb dieſer für
unſer Heer beſtimmten Verſicherung erfolgt a gemneinſame Rechnung
der beteiligten Geſellſchaften nach einem vereinbarten Teilungsplane.
Daneben bleibt es den einzelnen Geſellſchaften überlaſſen, ihre nen
Einrichtungen für die allgemeine Kriegsanleiheverſicherung nach ihrem
Ermeſſen weiterzuführen.

Es ſteht zu erwarten, daß der Deutſche Kriegsanleihepverſicherungs-
verband die Beteiligung unſeres Heeres an der 9. Kriegsanleihe weſent
lich ſteigern und ſomit zu einem ſtattlichen Geſamtergebnis der Anleihe
beitragen wird.

Die Kriegsunkerftühßungs- Kommiſſion ſchreibt uns betreffs der
Kriegsunterſtützungen: Da wiederholt Kriegerfrauen unbe
rech tigt Kriegsunterſtützung weiterbezogen haben, weiſen wir darauſ
hin, daß jede Veränderung in den Einkommens- oder Famillenverhäll

Zwiſchen Himmel und Erde.
7] Roman von Otto Ludwig.

Wenn auch ein ſolches Verhältnis nicht beſtand, Apollo
nius konnte ſich ſagen, es lag nur an ihm, es in das Leben
zu rufen. Der Vetter hatte ſchon manchen Wink fällen laſſen,
der dahin zielte; und das Mädchen, von dem die Rede war,
hatte ſich nicht geſträubt. Unſer Apollonius war ein Burſche
geworden, den ſo leicht keine ausgeſchlagen hätte, deren Herz
und Hand noch zu ihrer Verfügung ſtand. Die Gewohnheit,
nach ſeinem eigenen Ermeſſen zu handeln und über die Tätig-
keit einer Anzahl tüchtiger Arbeiter ſelbſtändig zu verfügen,
hatte ſeinem Aeußeren Haltung, ſeinem Benehmen Sicherheit
gegeben. Und was von ſeiner früheren Schüchternheit gegen
Frauen und der Neigung, ſich träumend in ſich ſelbſt zu ver
ſenken, noch übrig r war, erhöhte noch die ſichere
Männlichkeit, deren Ausdruck es milderte.

Ja, er wußte, daß er des Vetters Schwiegerſohn werden
konnte, wenn er wollte. Das Mädchen war hübſch, brav und
ihm zugetan, wie eine Schweſter. Aber nur als eine Schweſter
ſah er ſie an; es war ihm nie der Wunſch gekommen, ſie
möchte ihm mehr ſein. Die Neigung zu Chriſtianen meinte
er beſiegt zu haben; er wußte nicht, daß doch nur ſie es war,
die zwiſchen ihm und des Vetters Tochter ſtand und zwiſchen
ihm und jeder anderen geſtanden hätte. Als er erfuhr,
Chriſtiane liebte ſeinen Bruder, hatte er die kleine Blech-
kapſel mit der Blume von der Bruſt genommen, wo er ſie ſeit

Garten darum, jeder Baum darin rief ihn. Der Bruder,
die Schweſter dieſen Namen gab er Chriſtianen riefen
ihn. Er fühlte ſich ſicher, daß es nur die Schweſter war,
die ihn zu ihr zog. Doch ſie rief ihn ja nicht. Sie trug einen
Widerwillen gegen ihn, hatte ihm der Bruder geſchrieben;
einen Widerwillen, ſo ſtark, daß ſechs Jahre lang der Bruder
vergeblich gegen ihn gekämpft. Es war ihm, als müſſe er
ſchan deswegen heim, damit er ihr zeigte, er verdiene ihren
Widerwillen nicht, er ſei wert, ihr Bruder zu ſein. Das
ſchrieb er dem Bruder in dem Briefe, der ſeinen Gehorſam
meldete und den Tag angab, an dem der Bruder ihn erwarten
ſollte. Er konnte ihn verſicharn, daß die Erinnerungen an
ehemals ihn nicht quälen würden, daß die Sorge des Bru-
ders unbegründet ſei.

So war es gekommen; daß der Gedanke an fie keine von
den alten Hoffnungen erweckte. Als er von der Höhe herab-
ſah, fragte er ſich: „Wird mirs gelingen, ihr Bruder zu
werden, die mir jetzt eine Schweſter iſt?“ ßNoch eine Weile Sand er und ſah hinab. Aber ſeine Hal
tung hatte ſich verändert und ſein Blick war ein anderer ge
worden. Jn Gedanken hatte er die letzten ſechs Jahre noch
einmal durchlebt und war noch einmal aus einem blöden,
träumeriſchen Knaben zum Manne geworden. Als ſein Blick
wieder auf den Turm und die Kirche zu Sankt Georg fiel,
hob ſich die Hand nicht wie vorhin unwillkürlich, wie um eine
unſichtbar ihm hingereichte zu drücken. Er ſchalt ſich über
ſein kindiſches Gaffen. Er mußte ſobald als möglich die
Dinge in der Nähe ſehen, um ſich ein Urteil zu bilden, was

su tun ſei. Die Liebe zur Heimat war noch ſo ſtark in ihm
jenem Abende trug, da er ſie irrend als für ihn hingelegt als je, aber es war nicht mehr die des Knaben, dem die
aufgehoben. Als Chriſtiane ſeines Bruders Weib geworden
war, packte er die Kapſel mit der Blume ein und ſie
dem Bruder. Wegwerfen konnte er nicht, was einmal
teuer geweſen, aber beſitzen durfte er die Blume mehr.
Beſitzen durfte ſie nur der, für den ſie beſtimmt geweſen, dem
die Hand gehörte, die ſie gegeben hatte.

Der Vater rief ihn zurück; er mußte gehorchen. Aber eswar mehr, als der Llote Gehorſam in ihm lebendig. Er

ging nicht nur; er ging gern. We t i
mehr Erlaubnis als Befehl. Wenn die Frühlingsſonne in
ein Gemgch dringt, das den Winter über unbewohnt und
verſchloſſen ſtand, dann ſieht man, es war ſchlafendes Leben,
was wie vertrocknete Leichen auf der Diele lag. Nun regt
es ſich und dehnt ſich und wird zur ſummenden Wolke, und
brauſt jubelnd hinein in den goldenen Strahl. Nicht der

Vaters Wort wart ihm

Heimat eine Mutter iſt, die ihn hätſchelnd in die Arme
nimmt; es war die Liebe des Mannes. Die Heimat war
ihm ein Weib, ein Kind, für das zu ſchaffen es ihn trieb.

3.

Wer heute in das Haus hineinſehen konnte mit den
griinen Fenſterladen, etwa eine Stunde vor Mittag, der
merkte wohl, daß die Gedanken ſeiner Bewohner nicht im ge-

i Man konnte es ſehenwie die Leute aufſtanden und wie ſie ſich ſetzten,
wie ſie die Türen öffneten und ſchloſſen, wie ſie die Dinge
anfaßten und wieder wegſtellten, mit denen ſie weiter nichts
taten, als ſie nehmen und wieder hinſtellen, und offenbar
auch weiter nichts tun wollten. Wer ſich beſinnt, in welcher
Gemütslage er am öfterſten die Uhr aus der Taſche zog,

Vater allein, jedes Haus der Vaterſtadt, jeder Hügel, jeder und noch ehe er ſie wieder in die Taſche verſenkt, ſchon ver

geſſen hatte, welche Zeit es ſei, und ſie wieder hervorholte,
und da er nicht wußte, warum er das getan, ſie an das Oh
hielt, und ohne gehört zu haben, ob ſie noch ging oder nicht
den Uhrſchlüſſel ſuchte und ſie aufzog, vielleicht zum dritten-
mal in Zeit von einer Stunde: der wird, falls er ſich noch
beſinnen kann auf das, was er ſchon damals nicht wußte, als
er es tat, erraten können, was die Leute zu aller der zweck-
loſen Tätigkeit verleitet. Auch der junge Herr, der eben zum
ſechſtenmal in einer Stunde ſeine Uhr aufziehen will, iſt ſo
wenig mit dem Bewußtſein bei dieſem Geſchäft, daß er es
in der nächſten Viertelſtunde zum ſiebentenmal verſuchen
wird. Dann ſetzt er ſeine wohlgenährte, kurze Geſtalt auf den
Stuhl am Fenſter, und es iſt ungewiß, ob er hinaus auf die
Straße ſieht, oder ob er bei den Gedanken iſt, die in derſelben
zweckloſen Unruhe, die ſein Aeußeres zeigt, wie Wolken
ſchatten an ſeinem Bewußtſein vorbeiflattern. Er ſitzt in
ſchwarzer Sonntagskleidung einer jungen Frau gegenüber.
Er hätte Zeit genug, zu ſehen, wie ſchön ſie iſt, wie anmutig
ihr das zerſtreute Weſen anſteht und es kleidet fie weit
beſſer als ihn. Zuweilen ſcheint er es auch zu ſehen, aber
dann iſt es, als wäre es ihm keine Freude. Dann werden
die Gedankenſchatten auf ſeinem Geſichte tiefer und flatterten
nicht mehr ſo ſchnell darüber hin. Er betrachtete die ſchönen
Züge der jungen Frau genauer, ja es iſt, als ob er ſie be
laure, als ob er ſich ſorgenvoll frage, ob ſie den Ausdruck
von Widerwillen, der über ihnen hängt, behalten werde, bis

und klingt dann zufällig ein ſtärkerer Tritt von der Straße
herein an ſein Ohr, dann ſchrickt er auf, aber er J
ihre ſchönen, offenen Augen, die ſie, vom Klange des Tritts
geweckt, nach ihm hin aufſchlagen kann.

Jm Gärtchen kann der alte Valentin einem ebenſo alkkn
Herra im blauen Rock nichts recht machen. Er iſt zu auf
geregt und ſieht viel durch den Zaun nach der Straße, dar
über tut er bald zu wenig, bald zu viel; und der alte Herr
ſchilt manchmal, ſcheint es auch nur, um ſeine eigene Be
wegung zu verbergen. Die Hände zittern merklich, mit denen
er unterſucht, ob die Buchsbaumeinfaſſung der kleinen Beete
auch ſo eigenſinnig gleichmäßig geſchoren iſt, wie er ſie ge-
ſchoren haben würde, heſäße er noch das ſcharfe Auge von ehe
dem. Der alte Valentin müßte eine Träne von den h
Backen wiſchen, wie es ſo oft geſchieht, über die Hilfloſigkeit
des alten Herrn und tauſend Vergleiche zwiſchen ſonſt und
jetzt, die ihm der Anblick derſelben herbeiruft; a e
Augen und ſeine Gedanken ſind auf der Straße vor dem
Zaun.

(Forkſetzung folgt.



Ausſtellung der Monatskarten geſchieht in den Betiri

n Ja W werhau ich: Beförderu Feldwebel, lleutnantoder Offizier, Entlaſſung aus dem Heeresdienſt. Senat oder Gut

laſſ zur Arbeit, Ableben eines Kindes, Erlangung oder Erhöhungvon Arbeitsverdienſt, auch der Kinder über 15 Jahre Arbengebe unter Aben
von Verwandten oder Dritten, eT Unterſtützung

äßigung der Mietsverbindlichkeiten, Unterbringung von A
in Kranken- oder andern Anſtalten uſw.

Glückliche Selbſtverſorger. Entſprechend der vom 1. Au ſt
1918 an erfolgten Verringerung der wöchentlichen e ſeneg ür

tär desdie verſorgungsberechtigte Bevölkerung hat der Staatsſekre
Kriegsernährungsamts durch Verordnung vom 20. September 1918

ſt ein Eelbſt
tviehfleiſch,gleichviel welcher Art, oder Wildpret in der Woche für ſich ver

brauchen darf. Die Neuregelung tritt mit dem 25. September 1918
Für Hausſchlachtungen, die vor

verbleibt es bei den bis
herigen Anrechnungsvorſchriften. Trotz dieſer Kürzung ſtehen
alſo die Selbſtverſorger immer noch doppelt ſo günſtig, als die

auch die Sätze r die Selbſtverſorger feſtgeſetzt, ſo da
verſorger in. Zukunft 400 Gramm Schla

(R.-G.-Bl. Nr. 126) in Kraft.
dieſem Zeitpunkt vorgenommen ſind,

anderen.
Au

hauſe entwichener Schulknabe wurde auf dem Perſonenbahnhofe aufge
griffen und dem Kinderheim zugeführt.

Die Räude unter den Schafen des landwirtſchaftlichen Jnſtituts
der hieſigen Univerſität im Grundſtück Wilhelmſtraße 25 iſt erloſchen.

Abgefaßte Schleichhändler. Zwei Frauen von auswärts, die
138 Zentner Mehl, geſchlachtetes Geflügel, Brot und Butter im Schleich
handel nach einem größeren Ort ſchaffen wollten, wurden auf dem
Perſonenbahnhof angehalten und die Ware ſichergeſtellt.

Mehr Vorſicht. An der Ecke der Ludwig-WuchererStraße und
Albrechtſtraße wurde ein Arbeitsburſche von einem Straßenbahnwagen
angefahren, anſcheinend aber micht erheblich verlet Er wurde mit
dem Straßenbahnwagen nach der Königl. Klinik geſchafft. Anſcheinend
trifft den Verletzten die Schuld ſelbſt, weil er, einen Straßenbahnwagen
verlaſſend, gegen einen andern lief, und die nötige Vorſicht außer acht
ließ.

BVerdächfig. Jn der vergangenen Nacht begab ſich ein Mann in
verdächtiger Weiſe mit einem Tragkorb in ein am Angerweg befindliches
Grundſtück. Als er ſich verfolgt ſah, ergriff er unter Zurücklaſſung des
Korbes, in dem ſich etwa 1 Zentner Futterrüben befanden, die Flucht.
Die Rüben, die anſcheinend geſtohlen ſind, wurden ſicher geſtellt. Wei-
tere Ermittelungen ſind im Gange.

Karloffelhöchſtpreiſe. Auf Grund der Verordnung des Bundes-
vats vom 9. März 1918 RGB. S. 119 werden die Höchſtpreiſe für
Kartoffeln wie folgt feſtgeſetzt: Es beträgt: 1. Der Kleinhandelspreis
vom 30. September an 9146 Pf. für das Pfund. 2. Der Preis bei
zentnerweiſem Bezug von der Stadt durch die Großhändler 8.50, M.
für den Zentner frei Haus. 3. Der Preis bei zentnerweiſem Bezug
von einem ſtädtiſchen Lager (Selbſtabholer) 8 M. für den Zentner.
4. Der Preis beim zentnerweiſen Bezug von einem Halleſchen Land f
wirt 8 M. für den Zentner frei Haus. Ergeben ſich beim Verkauf im
Kleinhandel Bruchteile von Pfennigen, ſo iſt nur eine Abrundung zu
einem ganzen Pfennig zuläſſig. Die Preiſe ſind Höchſtpreiſe im Sinne
des Geſetzes über Höchſtpreiſe.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadithecter. Donnerstag, den 26., Elga von Gerhart Hauptmann

mit Frl. Senhen in der Titelrolle. Freitag, den 27., Hoffmanns Er-
zählungen. Sonnabend, den 28., nachm. 354 Uhr, Schülervorſtellung
zu bedeutend ermäßigten Preiſen Medea, abends 8 Uhr erſtes Sinfqnie-

ffen. Ein aus einem auswärts befindlichen Waiſen

ſ. tehg t hen pada
Sitten zu ermäßigten Preifen König für einen a inſg Oper

Sinfon im Sto Stammkarten für die 8 Sinfoe eſtatt. LEdwin das rt vonBrahms und di Das Konzert wird ein
t durch die Or re Ruy Pläs vpn Mendelsſohn-Bartholdy und
ringt ferner die Sinfonie Rr. 4 Es- Dur von Bruckner.

Aus der Provinz.
Heizung der Giſenbahnzüge.

Trotz aller Bemühungen der Eiſenbahnverwaltung, für einen

4 i iauereichenden Erſatz der Heizkuppelungen zu ſorgen ren n getrieben, da er ſich ſcheute, ſeine Wohnung aufzuſuchen.

ernverkehrs geheizt werden,
äh- und Nebenbahnenverkehrs mit

gelungen, die Heizung aller
Schnell und Perſonenzüge des
während die Züge des Vorort-,

geringen Ausnahmen ungeheizt bleiben. Urſprünglich war in
Ausſicht genommen, die Züge vom 1. November an zu eigen nun
mehr iſt feſtgeſetzt, wenn die Witterung es erforderlich macht, ſchon
vom 15. Oktober an mit dem Heizen zu beginnen. Unter beſonderer
Berückſichtigung der klimatiſchen Verhältniſſe im Oſten ſollen die
Züge, die nach. den beſetzten Gebieten im Oſten fahren, ſo ein-
gerichtet werden, daß ſie jenſeits der Grenze ſchon vor dem 15. Okt.
mit Heizkuppelungen verſehen werden, damit ſie bei kalter Witte
rung bereits früher geheizt werden können.

Wittenberg. Eine Schweinegeſchichte. Als am
Sonntag früh Herr Rentier Moritz Sichler, Linden 37, ſein
Gehöft betrat, ſah er, daß der verſchloſſen geweſene Stall erbrochen
war und die beiden daſelbſt untergebracht geweſenen Läuferſchweine
fehlten. Da es ſich anſcheinend um einen Diebſtahl handelte, ließ
er den Kreispolizeihund aus Pieſteritz kommen, welcher die Spur
bis in die Nähe der Kavalleriekaſerne verfolgte, wo ſie aber ver
loren ging. Bei den weiteren Nachforſchungen wurden die Tiere
noch am Sonntag herrenlos in den Anlagen aufgegriffen und demEigentümer zugeführt. Ob es ſich in dieſem Fall um einen
Schabernack handelt oder ob die Schweine bei einem Diebſtahl
ihren Entführern ausgerückt ſind, dürfte jedenfalls nicht ſo leicht
aufgeklärt werden.

Jm Gefängnis erhängt. Der Arbeiter Knabe, wel-
cher in der Nacht zum 7. Juli bei einem Felddiebſtahl den Unter
offizier Specht erſchoß, hat ſich der irdiſchen Gerechtigkeit ent-
zogen, indem er geſtern im hieſigen Gerichtsgefängnis ſeinem Leben
durch Erhängen ein Ende machte.

Bockwis. Die Ernährungsfrage. Es wurde eine Be-
ſchwerdeſchrift an den Landrat eingeſandt, worin gebeten wurde,
eine Sitzung mit dem Kreisausſchuß und dem Ernährungsausſchuß
der hieſigen Arbeiterſchaft anzuberaumen. Eine ſolche Sitzung
and nun am Dienstag, 17. September, ſtatt. Hierzu ſollten ſämt-

liche Mitglieder des Ernährungsausſchuſſes geladen ſein von den
Werksverwaltungen. Dies war aber nicht der Fall; man hatte
nur den Obmann geladen und dieſen auch nur zur letzten Stunde.
Nun hatte aber der beauftragte Beſchwerdeführer ſämtliche Aus-
ſchußmitglieder geladen; ſie waren zum Teil auch erſchienen. Dies
paßte aber dem Herr Direktor Schmidt der Milli- und Marie-Anna-
Werke nicht. Er ſchickte kurzerhand vor Eingang der Sitzung ſeine
Leute wieder nach Hauſe und meinte: „Wegen einer ſolch harm-
loſen Sache laufen die Leute und ſie bekommen nur ſechs Stunden
für dieſen Tag und haben doch 734 Stunden gearbeitet.“ Durch

3 ſicherzuſtellen.

den Landrat und durch Generaldirektor Wiehke-Lauchhammer

falls a
be e r 7 er ererkenn entſpreche aßnahmen un 0 werr die e wen d T ragten et x

en, ſu zahlen i Material zu verſehen, um ee ver er
Mann ſchoß der eine Verletzung am Bein erhielt, während der
Zeit tödlich getroffen war.

äter, die in Nietleben wohnen, von der Gendarmerie verhaftet
worden. Der angeſchoſſene Mörder hatte ſich im Walde umher-

Aleleben. Beſtrafter Schleichhändler. Der frühere
Mühlenbefitzer Max Conrad hier hat von Mitte 1916 bis Anfang
1917 in der weiteren Umgebung von Alsleben große Mengen
Weizen, Roggen, Gerſte und Hafer, die für die betreffenden Kom-
munalverbände beſchlagnahmt waren, unter erheblicher Ueberſchrei-
tung der Höchſtpreiſe angekauft. Den Hafer und einen Teil der
Gerſte hat er verfüttert, das übrige Getreide aber vermäahlen und
das Mehl für insgeſamt 62 920 M. an Bäcker, Konditoren und
Kaufleute hier und in der Umgegend verkauft, wobei er einen über
wie Gewinn von etwa 28 060 M. erzielte. Er wurde deshalb
zu 60000 M. Geldſtrafe verurteilt.

Eckartsberga Tod in den Mühlrädern. Ein ſchweresUnglück mit tödlichem Ausgange ereignete ſich im benahhenete

Wallroda in der r chen Mühle. Der 68 Jahre alte Beſitzer
wollte mit ſeinem auf Urlaub anweſenden Sohn auf den Anſtand
gehen, vorher aber in der Mühle noch etwas verrichten. Dabei
wurde er von den Rädern erfaßt und ihm die linke Seite völlig
zerquetſcht, ſo daß der Tod auf der Stelle eintrat.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Kaſſeersrlas Freitag vorm. 8--12 Uhr: Nr. 34 501-—46 000,

nachmittag 2—6 Uhr: Nr. 46001-—-60 000 in der Talamtſchule.
Jede Perſon Pfund für 1.15 M.

Weichkäſe. Freitag, vormittags von 8—12 Uhr Nr. 7100bis 74000, nachmittags vo 2-6 Uhr: n 1--1 500 Je
Lebensmittelſcheine. Jede Perſon g für 35 Pfennig
in der Talamtſchule.

Quark. Freitag auf Abſchnitt 2 des neuen Einkaufsſcheins über
arg rögianiſe an folgenden Stellen: Arndt, Nikolai-

aße 12, Harniſch, Schülers Hof 11, Verkaufsſtelle der
Halleſchen Molkerei, Glauchaer Straße 15, Verkaufsſtelle
der Niemberger WMolkerei, Beeſemer Straße 1. Jedes
Kind von 6-—12 Jahren Pfund für 37 Pf. Die Ab-
ſchnitte verlieren mit dem Tage des Aufrufs ihre Gültigkeit.
Nachträglicher Verkauf kann nicht mehr ſtattfinden.

ArbeiterSekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer 5 bis 7.,

Sprechſtunden nur von 11--1 Uhr und abends
von 5—-8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.

Neue Beförderungsbeſtimmungen für die
ſtädtiſche Straßenbahn Halle

(gültig vom 1. Oktober 1918 ab).
Mit dem 1. Oklober d. J. treten die beſchloſſenen erhöhien Tarife

für die ſtädtiſche Straßenbahn in Kraft. Das geſamte Bahnnetz wird
in 27 Teilſtrecken zerlegt (ſiehe nachſtehende Skizze).

Sgrckeneinterfung F
Kackthafwo Hotrpebanhnhof

Kiebech l
äringer St

Hettswe Bhnä Bokdemerwey

Die Schaffner geben Fahrſcheine zu 15 Pf. (weiß), gültig für eine
Fahrt bis zu 3 Teilſtrecken, und zu 20 Pf. rün, gültig für das Be
fahren von mehr als 3 Teilſtrecken aus. Für Gepäck- und Hundebe-
förderung gelten die gleichen Fahrſcheine.

Für Abonnenten werden Monafskarten eingeführt, gültig für 3
Teilſtrecken zu 10 M., gültig bis zu 7 Teilſtrecken zu 14 M. und
gültig für das geſamte Netz zu 20 M. für den Kalendermonak.

Die Monatskarten beſtehen in Karten, in die außer der Bezeich-
nung der abonnierten Strecke für jeden Kalendermonat eine gegen
Entrichtung der Tarifgebühr zu löſenden Marke einzukleben iſt und diemit dem Lichtbitd und der eigenhändigen Unterſchrift des Inhabers zu

verſehen ſind. Als Lichtbild kann jede deutliche Photographie des Jn
habers Verwendung finden, die ohne Beeinträchtigung der Erkennbar-
keit des Bildes auf das für den Kartenumſchlag paſſende Maß von
5,7 auf 3,8 Zentimeter zurechtgeſchnitten werden kann. Für den Karten-
umſchlag iſt eine Gebühr von 50 Pf. einmalig zu entrichten. go re

en

Straßenbahn, Berliner Straße 1 und Seebener Straße 62. Es iſt zu-

läſſig, die Marken für die Monatskarten gleichzeitig für 3 Monate im
voraus gegen Zahlung des Fahrpreiſes zu löſen.

Die Verkaufsſtellen in andern Stadtteilen, welche künftig mit der
Verausgabung von Monatskarten betraut werden, werden noch beſon
ders veröffentlicht. Das Einkleben von Marken für den neuen Monat
eſchieht vom 27. jeden Monats an in den vorgenannten Betriebsbahn-ßo en und den ſonſtigen Markenverkaufsſtellen.

Im JIntereffe einer ſchnellen Verkehrsabwicklung iſt es erforderlich,
die Karten unaufgefordert beim Antritt jeder Fahrt und auf Ver
langen auch während derſelben wiederholt dem Schaffner- und Aufſichts
perſonal zur Prüfung offen vorzuzeigen oder auszuhändigen.

An Arbeiter und Arbeilerinnen werden Arbeiter-Wochenkarten für
einmalige Hin und Rückfahrt täglich (12 einfache Fahrten), gültig für
eine Kalenderwoche von Montag früh bis Sonnabend abend, ausge
geben zu 1.20 M. für 3 Teilſtrecken und zu 1.60 für 7 Teilſtrecken.

Zur Benutzung der Arbeiter-Wochenkarten ſind nur ſolche Perſonen
berechtigt, welche im Sinne der Gewerbeordnung als Arbeiter oder
Arbeiterinnen gelten. Die Wochenkarten berechtigen nur zur Fahrt
zwiſchen der Wohnung und der Arbeitsſtätte. Alle hiernach nicht zu
den Arbeitern rechnende Perſonen, wie Angeſtellte mit Monats oder
Jahresgehalt, Handlungsgehikfen, Dienſtboten oder ſelbſtändige Gewerbe
treibende, ſind zur Benutzung von Arbeiterwochenkarten nicht berech
tigt. Eine Arbeiterwochenkarte gilt nur für die berechtigte Perſon, die
Teilſtrecken und die Kalenderwoche, für welche ſie ausgeſtellt iſt und
muß die eigenhändige Unterſchrift des rechtmäßigen Inhabers tragen.
An Sonntagen und geſetzlichen Feiertagen haben Wochenkarten keine
Gültigkeit, ebenſo nicht nach 8 Uhr abends.

Erſtmolig ſind die Arbeiter Wochenkarten in den Betriebsbahnhöfen
Berliner Straße 1 und Seebener Straße 62 zu löſen. Größere Fabriken
haben ſich bereit erklärt, die Arbeiterwochenkarten an das ſonal
ſelbſt zu verkaufen; ſie werden ihre Arbeiter von dieſer Einkaufsmög-
lichkeit ſelbſt verſtändigen.

An Schüler aller hieſigen Schulen werden Schälerkarten in den
Schulen und den vorgenannten Verkaufsſtellen verkauft, gültig für ein
malige Hin und Rückfahrt täglich (12 einfache Fahrten), für eine Kalen
derwoche zu 1 M. für 3 Teilſtrecken und 1.25 M. für 7 Teilſtrecken,
Die Studierenden an der Univerſität ſind zur Benutzyrg von Schüler
wochenkarten nicht berechtigt. Eine Schülerkarte gilt nur für den be
rechtigten Schüler, die Teilſtrecken und die Kalenderwoche, für welche

Zahlreiche Arbeiterinnen
jüngere und ältere, für Nachtſchichten geſucht.

Städtiſches Arbeitsamt, weibliche Abteilung,
Leipziger Straße 16, I. [1581

halleſcher hausfrauenbund E. D.
Unſer Strumpf-, Näh- und StraßenſchuhLe

ang findet nach wie vor unter fachkundiger bewährterSeit Rathausſtraße 17 I ſtatt. Anmeldungen hierfür

Große Steinſtraße 16 I (10-- 12 Uhr vormittags und
46 Uhr nachmittags), Rathausſtraße 171I (10--12 Uhr

vormittags). [1579
vergebe an sichere Leute
auch gegen Möbelsicherung.S Ratenrüekzahlung.
Offerten an [1563
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tungs-Geschaäft,

Halfe a. S., Gr. Ulrichstr. 58, H. Etage.
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Morſkos, Ahhennödet alter t

m Kredit auch nach aus würts.

ſie m wurde. Sie berechtigt nur zur Fahrt zum Unterricht und
zur Heimfahrt nach deſſen Schluß; nach 8 Uhr abends ſowie an den

gen, an welchen kein Schulunterricht ſtattfindet, hat ſie keine Gültig-
keit. Jede Schülerkarte muß den Namen des rechtmäßigen Jnhabers
7 und darf andern Perſonen zur Benutzung nicht überlaſſen
werden.

Die Wochenkarten ſind von den Jnhabern nach dem Beſteigen
eines Wagens den Schaffnern zur Entwertung und beim Erſcheinen von
Kontrollbeamten dieſen unaufgefordert offen auszuhändigen.

Es iſt zuläſſig, Wochenkarten bis zu 4 Wochen im voraus zu
löſen. Erſatz bei Hrzliger oder teilweiſer Nichtbenutzung, beim Verluſt
an Einziehung einer Karte bei unrechtmäßiger Benutzung findet nicht

tatt.Erſtmalig gelten die Wochenkarten für die Kalenderwoche von
Montag, den 30. September bis Sonnabend, den 5. Oktober d. J.

Zeit und W karlen können in den Beliriebsbahnhöfen Berliner
Straße 1 und s er Straße 62 vom 27. d. M. an gelöſt werden
(vorm. von 9--1 Uhr, nachm. von 3--6 Uhr).

Umſteigen iſt nur an den örtlich gekennzeichneten en
zuläſſig, dieſe ſind: Freiimfelderſtraße, Riebeckplatz, Hauptbahnhof, Ran-
niſcher Platz, Franckeplatz, Marktplatz, Hauptpoſt, Walhalla, Bernbur-
ger Strgße (Ecke RichardWagnerStraße und Reilſtraße), Bernburger
Straße (Ecke Mühlweg), Fährſtraße, Zeglogiſce Garten. Die Ulrich
ſtraße iſt W den geſamten Umſteigeverkehr freigegeben worden.

Die Teilſtreckenpunkte Hauptbahnhof und Riebeckplatz ſind zuſam-
mengezogen; auch ſollen bis auf weiteres der Teilpunkt Fährſtraße für
Fahrten von und nach Eröllwitz bzw. von und nach Zoologiſcher Gar
ten (Weſtſeite) und der Teilpunkt Kaffeegarten für Fahrten von und
nach der Oppiner Straße nicht als Tarifgrenze gelten.

Die Fahrgäſte der ſtädtiſchen Straßenbahn unterwerfen ſich durch
Löſung der Wertzeichen den in den Wagen aushängenden Beförde-
rungsbedingungen. Dieſe Beſtimmungen ſind gegen Zahlung von 10 Pf.
in den Verkaufsſtellen käuflich zu haben. Die alten Fahrbeſtimmungen
werden vom 1. Oktober d. J. aufgehoben.

Bereits gekaufie Abrißhefte für Fahrten vor 8 Uhr morgens, Gut-
ſcheinhefte für Erwachſene und Kinder behalten bis 31. Dezember d. J.
Güttigkeit; aus dieſen Heften werden bei Löſung eines 15-Pf. Fahr

Empfehle mein großes
Lager in 3 Etagen in

[1270

ſcheins 3 Abſchnitte und für einen 20-Pf.-Fahrſchein 4 Abſchnitte in
Zahlung genommen.

T
Radha Mitteln Freitag, 27. September

Anfang 7,30 Uhr. Ende 10,30 Uhr

Freitag, 27. Septbr.,nachmiftags 31 Uhr Hoffmanns kf 1ö

Rom. Oper von Offenbach.Konzert Sonnabend nachm. Medeg,
abends: 1.Sinfoniekonzert.Eintrittspreise:
IErwachsene 35 Pf.,

III

Kinder 20 Pf. 1580.

Sonntag, den 29. September
dte abends 71/, Uhr: [1582

Johannisfeuer.
Schauſpiel von Sudermann.

e
rn Viig Nlödel aller Ert
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Sprechzeiten: Sonntags 10-12 und 3--5 Uhr. Schuhe
i Eisen, Metalle, Papierh pitelee
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kauft

I ar a.
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